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I M  N A M E N  D E R  R E P U B L I K !  

 

Das Bundesverwaltungsgericht hat durch die Richterin Mag. Manuela WILD als 

Einzelrichterin über die Beschwerde vom 24.08.2022 des XXXX , geb. XXXX , StA.: XXXX , 

vertreten durch BBU GmbH, Mag. Florian KRASCHITZER in 1020 Wien, gegen den Bescheid 

des Bundesamtes für Fremdenwesen und Asyl vom XXXX , Zl. XXXX , zu Recht  

A) 

I. Beschlossen: 

Dem Antrag auf Verfahrenshilfe wird keine Folge gegeben. 

II. Erkannt:  

1.  Die Beschwerde wird als unbegründet a b g e w i e s e n  und der angefochtene 

Schubhaftbescheid bestätigt. 

2. Es wird festgestellt, dass die Fortsetzung der Anhaltung rechtmäßig ist. 

3. Die beschwerdeführende Partei hat der belangten Behörde (Bundesamt für 

Fremdenwesen und Asyl) Aufwendungen idH von € 426,20 zu ersetzen. 

B) Die Revision ist gemäß Art. 133 Abs. 4 B-VG nicht zulässig. 
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E n t s c h e i d u n g s g r ü n d e :  

I. Verfahrensgang: 

1. Mit dem Bescheid des Bundesamtes für Fremdenwesen und Asyl (im Folgenden: BFA), RD 

XXXX , vom  XXXX wurde über  XXXX (im Folgenden: Beschwerdeführer oder kurz BF) gemäß 

Art 28 Abs. 1 und 2 Dublin-Verordnung iVm § 76 Abs. 2 Z 3 FPG die Schubhaft zum Zweck der 

Sicherung des Überstellungsverfahrens angeordnet.  

Der BF sei am  XXXX aufgegriffen worden, habe sich nicht im Besitz der für einen 

rechtmäßigen Aufenthalt notwendigen Dokumente befunden, einer erkennungsdienstlichen 

Behandlung unterzogen und festgenommen worden. Dabei habe er einen Antrag auf 

internationalen Schutz gestellt und bei der Überprüfung sei festgestellt worden, dass er 

bereits in Kroatien erkennungsdienstlich behandelt worden und in Kroatien einen Antrag auf 

internationalen Schutz gestellt habe. Es sei sofort das Konsultationsverfahren eingeleitet 

worden.  

2. Mit dem am 24.08.2022 beim BVwG eingelangten und datierten Schriftsatz erhob der BF 

durch seine Rechtsvertretung Beschwerde gegen den im Spruch angeführten 

Schubhaftbescheid und begründete dies vor allem damit, dass die 6wöchige Frist zur 

Überstellung des BF in den anderen Mitgliedstaat bereits abgelaufen ist, wodurch sich die 

Schubhaft ab 17.08.2022 als rechtswidrig erweise. 

3. Auf Grund der entsprechenden Verfügung des BVwG zur Aktenvorlage wurden dem BVwG 

vom BFA, RD XXXX , am 25.08.2022 die bezughabenden Verwaltungsakte elektronisch 

übermittelt sowie ergänzend mitgeteilt, dass die Zustimmung von Kroatien bereits mit 

06.07.2022 eingelangt sei. Der Antrag des BF auf internationalen Schutz sei mit Bescheid des 

BFA vom  XXXX zurückgewiesen und die Anordnung zur Außerlandesbringung erlassen 

worden. Die dagegen erhobene Beschwerde sei vom BVwG W240 2257746-1/3E abgewiesen 

worden. Die Rückführung nach Kroatien sei bereits eingeleitet worden und werde von Wien 

aus am  XXXX durchgeführt werden.  

In Fällen, in denen durch das Bundesverwaltungsgericht die aufschiebende Wirkung in einer 

Dublinentscheidung des BFA zuerkannt wurde, beginnt die 6-wöchige Überstellungsfrist 

nach § 28 Abs 3 Dublin III-VO mit Ablauf der aufschiebenden Wirkung (in der Regel also mit 

Entscheidung des BVwG) neu zu laufen. Nach der Rechtsprechung des 

Verwaltungsgerichtshofes VwGH 26.4.2018, Ro 2017/21/0010 gilt dies auch in jenen Fällen, 
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in denen das BVwG einer Beschwerde gegen einen Dublin-Bescheid die aufschiebende 

Wirkung nicht zuerkannt hat. Die 6-Wochenfrist ist dann nicht etwa ab Zustimmung des 

ersuchten Mitgliedstaates, sondern gemäß Art 28 Abs 3 Dublin III-VO mit dem Wegfall des 

Durchführungsaufschubes gemäß § 16 Abs 4 BFA-VG zu berechnen. 

Dadurch ergebe sich verfahrensgegenständlich, dass die Frist zur Überstellung durch die 

aufschiebende Wirkung und dem Verfahren vor dem BVwG nach der Judikatur des VwGH 

erst nach der Zustimmung des Mitgliedstaates zu laufen beginne, wodurch die Abschiebung 

am  XXXX noch innerhalb der gesetzlichen Frist von 6 Wochen erfolgen werde.  

II. Das Bundesverwaltungsgericht hat erwogen: 

1. Feststellungen: 

1.1. Der BF führt die im Spruch angeführte Identität (Namen und Geburtsdatum) und ist 

Staatsangehöriger von XXXX , er ist  XXXX Jahre alt, gesund und im arbeitsfähigem Alter.  

Der BF besitzt nicht die österreichische Staatsbürgerschaft und ist somit Fremder im Sinne 

des § 2 Abs. 4 Z 1 FPG.  

1.2. Der BF ist am  XXXX illegal in das österreichische Bundesgebiet eingereist, konnte keine 

für den rechtmäßigen Aufenthalt in Österreich erforderlichen Dokumente vorweisen und 

wurde festgenommen. Im Zuge dessen beantragte er in Österreich internationalen Schutz.  

Bei der Erstbefragung vor der Polizei erklärte er,  XXXX Jahre alt zu sein, ledig und zuletzt als 

Informatiker tätig gewesen zu sein. Er sei Staatsangehöriger von XXXX , dort würden noch 

Verwandte von ihm leben. Er habe bereits 2017 den Entschluss gefasst,  XXXX zu verlassen 

und sei Belgien sein Ziel gewesen, da man dort Kenntnis über die politische Situation in  

XXXX habe. Er sei in Kroatien zur Abnahme der Fingerabdrücke gezwungen worden, ebenso 

zur Beantragung des internationalen Schutzes. Er wolle in Österreich bleiben, nicht zurück 

nach Kroatien. Er hätte  XXXX verlassen, da er als Journalist gearbeitet habe und sein Chef 

ihn suchen würde.  

Bei der erkennungsdienstlichen Behandlung wurde festgestellt, dass der BF bereits in 

Kroatien am  XXXX erkennungsdienstlich behandelt worden war und er dort im Zuge dessen 

einen Antrag auf internationalen Schutz gestellt hatte. 

Mit 29.06.2022 wurde das Konsultationsverfahren mit Kroatien eingeleitet, Kroatien erklärte 

mit 06.07.2022 ausdrücklich seine Zuständigkeit und stimmte der Rücknahme des BF zu.  
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In seiner Einvernahme im  XXXX gab der BF in Französisch befragt an, Staatsangehöriger von  

XXXX zu sein, der Volksgruppe der  XXXX anzugehören und katholischer Christ zu sein. Er sei 

ledig und habe zwei Kinder. Sein Reiseziel sei ein sicherer Ort gewesen. Er verfüge weder in 

Österreich noch in einem anderen EU-Land über Familienangehörige. Er habe kein Visum für 

ein EU Land beantragt, er sei eine Woche in Kroatien gewesen, sei festgenommen und 

geschlagen worden. Man habe ihm die Fingerabdrücke abgenommmen und dann in ein 

Lager gebracht, wo er versorgt worden sei. Er habe trotz der Schläge gegen das Verhalten 

der kroatischen Polizisten keine Anzeige eingebracht und auch keine 

Menschenrechtsorganisation um Hilfe ersucht. Kroatien sei ein schlechtes Land, er sei ein 

Mensch und verdiene es nicht, so behandelt zu werden. Er werde freiwillig nicht nach 

Kroatien zurückkehren.  

Mit Bescheid des BFA vom  XXXX wurde der Asylantrag des BF mangels Zuständigkeit 

zurückgewiesen, die Zuständigkeit Kroatiens festgestellt und die Außerlandesbringung aus 

dem Bundesland sowie Abschiebung nach Kroatien angeordnet. Die dagegen erhobene 

Beschwerde wurde mit Erkenntnis des BVwG vom 08.08.2022, W240 2257746-1/3E, als 

unbegründet abgewiesen.  

1.3. Der BF verfügt im Bundesgebiet über keine sozialen Kontakte oder Familienangehörige, 

über keinen nicht nur vorübergehenden Wohnsitz und über keine finanziellen Mittel.  

2. Beweiswürdigung: 

Der oben angeführte Verfahrensgang ergibt sich aus dem unzweifelhaften und 

unbestrittenen Akteninhalt der vorgelegten Verwaltungsakte des BFA und des vorliegenden 

Gerichtsaktes des BVwG. 

3. Rechtliche Beurteilung: 

3.1. Die belangte Behörde hat mit dem gegenständlich angefochtenen Bescheid gemäß Art 

28 Abs. 1 und 2 Dublin-VO iVm § 76 Abs. 2 Z 3 FPG die Schubhaft zum Zweck der Sicherung 

des Überstellungsverfahrens angeordnet.  

§ 76. (1) FPG: Fremde können festgenommen und angehalten werden (Schubhaft), sofern der Zweck der 

Schubhaft nicht durch ein gelinderes Mittel (§ 77) erreicht werden kann. Unmündige Minderjährige dürfen 

nicht in Schubhaft angehalten werden. 

(2) Die Schubhaft darf nur angeordnet werden, wenn 

1. dies zur Sicherung des Verfahrens über einen Antrag auf internationalen Schutz im Hinblick auf die Erlassung 
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einer aufenthaltsbeendenden Maßnahme notwendig ist, sofern der Aufenthalt des Fremden die öffentliche 

Ordnung oder Sicherheit gemäß § 67 gefährdet, Fluchtgefahr vorliegt und die Schubhaft verhältnismäßig ist, 

2. dies zur Sicherung des Verfahrens zur Erlassung einer aufenthaltsbeendenden Maßnahme nach dem 8. 

Hauptstück oder der Abschiebung notwendig ist, sofern jeweils Fluchtgefahr vorliegt und die Schubhaft 

verhältnismäßig ist, oder 

3. die Voraussetzungen des Art. 28 Abs. 1 und 2 Dublin-Verordnung vorliegen. 

Bedarf es der Erlassung einer aufenthaltsbeendenden Maßnahme deshalb nicht, weil bereits eine aufrechte 

rechtskräftige Rückkehrentscheidung vorliegt (§ 59 Abs. 5), so steht dies der Anwendung der Z 1 nicht 

entgegen. In den Fällen des § 40 Abs. 5 BFA-VG gilt Z 1 mit der Maßgabe, dass die Anordnung der Schubhaft 

eine vom Aufenthalt des Fremden ausgehende Gefährdung der öffentlichen Ordnung oder Sicherheit nicht 

voraussetzt. 

(2a) Im Rahmen der Verhältnismäßigkeitsprüfung (Abs. 2 und Art. 28 Abs. 1 und 2 Dublin-Verordnung) ist auch 

ein allfälliges strafrechtlich relevantes Fehlverhalten des Fremden in Betracht zu ziehen, insbesondere ob unter 

Berücksichtigung der Schwere der Straftaten das öffentliche Interesse an einer baldigen Durchsetzung einer 

Abschiebung den Schutz der persönlichen Freiheit des Fremden überwiegt. 

(3) Eine Fluchtgefahr im Sinne des Abs. 2 Z 1 oder 2 oder im Sinne des Art. 2 lit n Dublin-Verordnung liegt vor, 

wenn bestimmte Tatsachen die Annahme rechtfertigen, dass sich der Fremde dem Verfahren oder der 

Abschiebung entziehen wird oder dass der Fremde die Abschiebung wesentlich erschweren wird. Dabei ist 

insbesondere zu berücksichtigen, 

1. ob der Fremde an dem Verfahren zur Erlassung einer aufenthaltsbeendenden Maßnahme mitwirkt oder die 

Rückkehr oder Abschiebung umgeht oder behindert; 

1a. ob der Fremde eine Verpflichtung gemäß § 46 Abs. 2 oder 2a verletzt hat, insbesondere, wenn ihm diese 

Verpflichtung mit Bescheid gemäß § 46 Abs. 2b auferlegt worden ist, er diesem Bescheid nicht Folge geleistet 

hat und deshalb gegen ihn Zwangsstrafen (§ 3 Abs. 3 BFA-VG) angeordnet worden sind; 

2. ob der Fremde entgegen einem aufrechten Einreiseverbot, einem aufrechten Aufenthaltsverbot oder 

während einer aufrechten Anordnung zur Außerlandesbringung neuerlich in das Bundesgebiet eingereist ist; 

3. ob eine durchsetzbare aufenthaltsbeendende Maßnahme besteht oder der Fremde sich dem Verfahren zur 

Erlassung einer aufenthaltsbeendenden Maßnahme oder über einen Antrag auf internationalen Schutz bereits 

entzogen hat; 

4. ob der faktische Abschiebeschutz bei einem Folgeantrag (§ 2 Abs. 1 Z 23 AsylG 2005) aufgehoben wurde 

oder dieser dem Fremden nicht zukommt; 

5. ob gegen den Fremden zum Zeitpunkt der Stellung eines Antrages auf internationalen Schutz eine 

durchsetzbare aufenthaltsbeendende Maßnahme bestand, insbesondere, wenn er sich zu diesem Zeitpunkt 

bereits in Schubhaft befand oder aufgrund § 34 Abs. 3 Z 1 bis 3 BFA-VG angehalten wurde; 
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6. ob aufgrund des Ergebnisses der Befragung, der Durchsuchung oder der erkennungsdienstlichen Behandlung 

anzunehmen ist, dass ein anderer Mitgliedstaat nach der Dublin-Verordnung zuständig ist, insbesondere sofern 

a. der Fremde bereits mehrere Anträge auf internationalen Schutz in den Mitgliedstaaten gestellt hat oder der 

Fremde falsche Angaben hierüber gemacht hat, 

b. der Fremde versucht hat, in einen dritten Mitgliedstaat weiterzureisen, oder 

c. es aufgrund der Ergebnisse der Befragung, der Durchsuchung, der erkennungsdienstlichen Behandlung oder 

des bisherigen Verhaltens des Fremden wahrscheinlich ist, dass der Fremde die Weiterreise in einen dritten 

Mitgliedstaat beabsichtigt; 

7. ob der Fremde seiner Verpflichtung aus dem gelinderen Mittel nicht nachkommt; 

8. ob Auflagen, Mitwirkungspflichten, Gebietsbeschränkungen, Meldeverpflichtungen oder Anordnungen der 

Unterkunftnahme gemäß §§ 52a, 56, 57 oder 71 FPG, § 38b SPG, § 13 Abs. 2 BFA-VG oder §§ 15a oder 15b 

AsylG 2005 verletzt wurden, insbesondere bei Vorliegen einer aktuell oder zum Zeitpunkt der Stellung eines 

Antrags auf internationalen Schutzes durchsetzbaren aufenthaltsbeendenden Maßnahme; 

9. der Grad der sozialen Verankerung in Österreich, insbesondere das Bestehen familiärer Beziehungen, das 

Ausüben einer legalen Erwerbstätigkeit beziehungsweise das Vorhandensein ausreichender Existenzmittel 

sowie die Existenz eines gesicherten Wohnsitzes. 

(4) Die Schubhaft ist schriftlich mit Bescheid anzuordnen; dieser ist gemäß § 57 AVG zu erlassen, es sei denn, 

der Fremde befände sich bei Einleitung des Verfahrens zu seiner Erlassung aus anderem Grund nicht bloß 

kurzfristig in Haft. Nicht vollstreckte Schubhaftbescheide gemäß § 57 AVG gelten 14 Tage nach ihrer Erlassung 

als widerrufen. 

(5) Wird eine aufenthaltsbeendende Maßnahme (Z 1 oder 2) durchsetzbar und erscheint die Überwachung der 

Ausreise des Fremden notwendig, so gilt die zur Sicherung des Verfahrens angeordnete Schubhaft ab diesem 

Zeitpunkt als zur Sicherung der Abschiebung verhängt. 

(6) Stellt ein Fremder während einer Anhaltung in Schubhaft einen Antrag auf internationalen Schutz, so kann 

diese aufrechterhalten werden, wenn Gründe zur Annahme bestehen, dass der Antrag zur Verzögerung der 

Vollstreckung einer aufenthaltsbeendenden Maßnahme gestellt wurde. Das Vorliegen der Voraussetzungen ist 

mit Aktenvermerk festzuhalten; dieser ist dem Fremden zur Kenntnis zu bringen. § 11 Abs. 8 und § 12 Abs. 1 

BFA-VG gelten sinngemäß.  

Art 28 der Dublin-VO:  

… 

(2) Zwecks Sicherstellung von Überstellungsverfahren, dürfen die Mitgliedstaaten im Einklang mit dieser 

Verordnung, wenn eine erhebliche Fluchtgefahr besteht, nach einer Einzelfallprüfung die entsprechende 

Person in Haft nehmen und nur im Falle, dass Haft verhältnismäßig ist und sich weniger einschneidende 

Maßnahmen nicht wirksam anwenden lassen.  
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(3) Die Haft hat so kurz wie möglich zu sein und nicht länger zu sein, als bei angemessener Handlungsweise 

notwendig ist, um die erforderlichen Verwaltungsverfahren mit der gebotenen Sorgfalt durchzuführen, bis die 

Überstellung gemäß dieser Verordnung durchgeführt wird. Wird eine Person nach diesem Artikel in Haft 

genommen, so darf die Frist für die Stellung eines Aufnahme- oder Wiederaufnahmegesuchs einen Monat ab 

der Stellung des Antrags nicht überschreiten. Der Mitgliedstaat, der das Verfahren gemäß dieser Verordnung 

durchführt, ersucht in derartigen Fällen um eine dringende Antwort. Diese Antwort erfolgt spätestens zwei 

Wochen nach Eingang des Gesuchs. Wird innerhalb der Frist von zwei Wochen keine Antwort erteilt, ist davon 

auszugehen, dass dem Aufnahme- bzw. Wiederaufnahmegesuch stattgegeben wird, was die Verpflichtung nach 

sich zieht, die Person aufzunehmen und angemessene Vorkehrungen für die Ankunft zu treffen. Befindet sich 

eine Person nach diesem Artikel in Haft, so erfolgt die Überstellung aus dem ersuchenden Mitgliedstaat in den 

zuständigen Mitgliedstaat, sobald diese praktisch durchführbar ist und spätestens innerhalb von sechs Wochen 

nach der stillschweigenden oder ausdrücklichen Annahme des Gesuchs auf Aufnahme oder Wiederaufnahme 

der betreffenden Person durch einen anderen Mitgliedstaat oder von dem Zeitpunkt an, ab dem der 

Rechtsbehelf oder die Überprüfung gemäß Artikel 27 Absatz 3 keine aufschiebende Wirkung mehr hat Hält der 

ersuchende Mitgliedstaat die Fristen für die Stellung eines Aufnahme- oder Wiederaufnahmegesuchs nicht ein 

oder findet die Überstellung nicht innerhalb des Zeitraums von sechs Wochen im Sinne des Unterabsatz 3 statt, 

wird die Person nicht länger in Haft gehalten. Die Artikel 21, 23, 24 und 29 gelten weiterhin entsprechend.  

(4) Hinsichtlich der Haftbedingungen und der Garantien für in Haft befindliche Personen gelten zwecks 

Absicherung der Verfahren für die Überstellung in den zuständigen Mitgliedstaat, die Artikel 9, 10 und 11 der 

Richtlinie 2013/33/EU. 

Verfahrensgegenständlich wurde das Konsultationsverfahren mit Kroatien am 29.06.2022 

eingeleitet und erklärte Kroatien am 06.07.2022 die ausdrückliche Zustimmung seiner 

Zuständigkeit sowie Rücknahme des BF. 

Den am 28.06.2022 in Österreich gestellten Antrag des BF auf internationalen Schutz wies 

das BFA mit Bescheid vom  XXXX mangels Zuständigkeit zurück, stellte die Zuständigkeit 

Kroatiens fest und ordnete die Außerlandesbringung aus dem Bundesland und die 

Abschiebung nach Kroatien an. Die dagegen erhobene Beschwerde des BF wurde mit 

Erkenntnis des BVwG vom 08.08.2022, W240 2257746-1/3E, als unbegründet abgewiesen.  

Der VwGH stellte in seiner Entscheidung vom 26.04.2018, Ro 2017/21/0010, klar, dass Art. 

28 Abs. 3 Unterabs. 2 Dublin III-VO für Personen, die nach Art. 28 Dublin III-VO in Haft 

genommen worden sind, die in Art. 21, 23 und 24 Dublin III-VO vorgesehenen Fristen für die 

Stellung eines Aufnahme- oder Wiederaufnahmegesuches auf einen Monat ab Stellung des 

Antrages auf internationalen Schutz und die in Art. 22 bzw. Art. 25 Dublin III-VO normierte 

Frist für die Antwort auf dieses Gesuch bzw. für den Eintritt der Zustimmungsfiktion durch 

Verschweigung auf zwei Wochen nach Eingang des Gesuchs. Art. 28 Abs. 3 Unterabs. 3 

Dublin III-VO verkürzt in diesen Fällen die in Art. 29 Dublin III-VO vorgesehene Frist für die 

Überstellung in den zuständigen Mitgliedstaat auf sechs Wochen. Die sechswöchige Frist 
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beginnt mit der stillschweigenden oder ausdrücklichen Annahme des Gesuchs auf Aufnahme 

oder Wiederaufnahme oder mit dem Zeitpunkt, ab dem der Rechtsbehelf oder die 

Überprüfung gemäß Art. 27 Abs. 3 Dublin III-VO keine aufschiebende Wirkung mehr hat. 

Somit begann die Frist zur Außerlandesbringung, nachdem das BVwG die aufschiebende 

Wirkung nicht zuerkannte, mit  XXXX zu laufen, wodurch die 6wöchige Frist zur 

Rücküberstellung mit  XXXX noch aufrecht ist. Die geplante Abschiebung des BF nach 

Kroatien mit  XXXX 2022 erfolgt somit ebenfalls noch innerhalb der gesetzlichen Frist. 

Das weitere Vorbringen der rechtlichen Vertretung, wonach eine Rückschiebung nach 

Bulgarien angedacht sei, wird als redaktionelles irrtümliches Versehen gewertet, da 

aufgrund der vorliegenden Unterlagen eindeutig bewiesen ist, dass die Rückführung nach 

Kroatien stattfinden soll. 

Aus den genannten Gründen war die Beschwerde als unbegründet abzuweisen, der 

Schubhaftbescheid zu bestätigen und die weitere Anhaltung auch ab 17.08.2022 als 

rechtmäßig zu erklären. 

3.1.1. Zur Verfahrenshilfe: 

Der Verfassungsgerichtshof (VfGH) hat mit Erkenntnis vom 25.06.2015, Zl. G 7/2015, § 40 

VwGVG betreffend Verfahrenshilfeverteidiger als verfassungswidrig aufgehoben, wobei die 

Aufhebung erst mit Ablauf des 31.12.2016 in Kraft tritt. Frühere gesetzliche Bestimmungen 

treten nicht wieder in Kraft. Der VfGH sah in der derzeit geltenden Regelung des § 40 

VwGVG eine Verletzung des Art. 6 EMRK, zumal der gänzliche Ausschluss der Gewährung 

von Verfahrenshilfe in Verfahren über zivilrechtliche Ansprüche und Verpflichtungen, die 

unter Art. 6 EMRK fallen, verfassungswidrig ist. Nach der Judikatur des EGMR ist der Zugang 

zum Gericht zwar nicht absolut und kann von bestimmten Voraussetzungen abhängig 

gemacht werden; nach den Umständen des Einzelfalles kann jedoch die unentgeltliche 

Beistellung eines Verfahrenshelfers unumgänglich sein. Nach dem derzeitigen System der 

Verwaltungsgerichtsbarkeit ist hingegen – außer in Verwaltungsstrafverfahren – die 

unentgeltliche Beigebung eines Verfahrenshelfers schlechthin nicht möglich. 

Dem BF wurde im gegenständlichen Verfahren gemäß § 52 BFA-VG von Amts wegen ein 

kostenloser Rechtsberater zur Seite gestellt, der den BF bei der Erstellung des 

Beschwerdeschriftsatzes unterstützt hat und der überdies vom BF auch gemäß § 10 AVG zur 

Rechtsvertretung bevollmächtigt worden ist. 

Das erkennende Gericht geht davon aus, dass durch die Bestellung eines Rechtsberaters und 
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im Hinblick auf dessen in § 52 Abs. 2 BFA-VG geregelten Aufgabenbereich (insbesondere 

auch die Teilnahme an der mündlichen Verhandlung auf dessen Ersuchen) eine zweckmäßige 

und ausreichende Wahrung der Interessen der beschwerdeführenden Partei auch nach 

Maßgabe unionsrechtlicher Bestimmungen (vor allem im Lichte des Art. 47 der GRC) 

gewährleistet ist, selbst wenn dieser Rechtsberater nicht zusätzlich mit der umfassenden 

Vertretung im Sinne des § 10 AVG bevollmächtigt worden wäre.  

Entgegen den Ausführungen in der Beschwerde ist weder aus dem noch bis 31.12.2016 als 

Teil der Rechtsordnung geltenden § 40 VwGVG (Beschränkung der Verfahrenshilfe auf das 

Verwaltungsstrafverfahren), noch aus § 52 BFA-VG, noch aus Art. 47 GRC ein Rechtsanspruch 

auf die Bestellung eines weiteren Verfahrenshelfers (zusätzlich zum kostenlosen 

Rechtsberater) ableitbar. Um ein den Grundrechten entsprechendes Verfahren zu 

gewährleisten, werden die Interessen durch den von Amts wegen bestellten Rechtsberater 

ausreichend wahrgenommen. Auch aus der oben angeführten Entscheidung des VfGH ergibt 

sich nicht, dass Art. 6 EMRK einen generellen – von den Umständen des Einzelfalles 

losgelösten oder von den Verfahrensmaterien unabhängigen – Anspruch auf unentgeltliche 

Beigebung eines Verfahrenshelfers erfordern würde. 

Der Antrag auf Gebührenbefreiung war daher abzuweisen. 

3.2. Zu den Anträgen auf Ersatz der Aufwendungen (Spruchpunkte A.II.): 

Gemäß § 22a Abs. 1a BFA-VG gelten für Beschwerden gemäß § 22a Abs. 1 BFA-VG die für Beschwerden gemäß 

Art. 130 Abs. 1 Z 2 B-VG anwendbaren Bestimmungen des VwGVG mit der Maßgabe sinngemäß, dass belangte 

Behörde jene Behörde ist, die den angefochtenen Schubhaftbescheid erlassen hat oder der die Festnahme oder 

die Anhaltung zuzurechnen ist. 

Die Höhe der in solchen Verfahren vor den Verwaltungsgerichten als Aufwandersatz zu leistenden 

Pauschalbeträge ist in der VwG-Aufwandersatzverordnung (VwG-AufwErsV), BGBl. II Nr. 517/2013 idgF, 

geregelt (zur Zulässigkeit des Kostenzuspruchs siehe auch VwGH 11.05.2017, Ra 2016/21/0144). 

§ 1 der VwGH-Aufwandersatzverordnung lautet: 

§ 1. Die Höhe der im Verfahren vor den Verwaltungsgerichten über Beschwerden wegen Ausübung 

unmittelbarer verwaltungsbehördlicher Befehls- und Zwangsgewalt gemäß Art. 130 Abs. 1 Z 2 des Bundes-

Verfassungsgesetzes – B-VG, BGBl. Nr. 1/1930, und Beschwerden wegen Rechtswidrigkeit eines Verhaltens 

einer Behörde in Vollziehung der Gesetze gemäß Art. 130 Abs. 2 Z 1 B-VG als Aufwandersatz zu leistenden 

Pauschalbeträge wird wie folgt festgesetzt: 

1. Ersatz des Schriftsatzaufwands des Beschwerdeführers als obsiegende Partei € 737,60  

2. Ersatz des Verhandlungsaufwands des Beschwerdeführers als obsiegende Partei € 922,00  
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3. Ersatz des Vorlageaufwands der belangten Behörde als obsiegende Partei   € 57,40  

4. Ersatz des Schriftsatzaufwands der belangten Behörde als obsiegende Partei   € 368,80  

5.  Ersatz des Verhandlungsaufwands der belangten Behörde als obsiegende Partei   € 461,00  

6.  Ersatz des Aufwands, der für den Beschwerdeführer mit dem Antrag auf Wiederaufnahme des Verfahrens 

verbunden war (Schriftsatzaufwand) € 553,20  

7. Ersatz des Aufwands, der für die belangte Behörde mit dem Antrag auf Wiederaufnahme des Verfahrens 

verbunden war (Schriftsatzaufwand) € 276,60  

Gemäß § 35 Abs. 7 VwGVG ist Aufwandersatz nur auf Antrag einer Partei zu leisten. Der Antrag kann bis zum 

Schluss der mündlichen Verhandlung gestellt werden. 

Da die Beschwerde gegen den Schubhaftbescheid und die weitere Anhaltung ab 17.08.2022 

als rechtmäßig festgestellt wurde, ist die belangte Behörde gemäß § 35 Abs. 3 VwGVG 

obsiegende und die Beschwerde führende unterlegene Partei. 

Die belangte Partei hat fristgerecht beantragt, Kostenersatz im Umfang des Vorlage-, 

Verhandlungs- und Schriftsatzaufwandes in der Höhe von Euro 426,20 (ohne 

Verhandlungsaufwand) zuzusprechen. 

Es war daher spruchgemäß der belangten Behörde als obsiegender Partei der zu leistende 

Aufwandersatz (Schriftsatzaufwand) in der Gesamthöhe von € 426,20 zuzusprechen. 

3.3. Entfall der mündlichen Verhandlung 

Da der Sachverhalt aus der Aktenlage in Verbindung mit der Angaben des BF vor der 

belangten Behörde sowie in den Verfahren vor dem BVwG W240 2257746-1/3E nach 

durchgeführter, mündlicher Verhandlung geklärt erscheint, konnte gemäß § 21 Abs. 7 BFAVG 

iVm 24 Abs. 4 VwGVG eine mündliche Verhandlung unterbleiben. Ungeachtet der Tatsache, 

dass der BF durch seine Rechtsvertretung eine mündliche Verhandlung ausdrücklich 

beantragt hat, kann diese aufgrund dessen entfallen, dass das Vorbringen ausschließlich mit 

der Rückführung nach Bulgarien – was sich als aktenwidrig erachtet hat und auf einen Irrtum 

zurückzuführen ist – sowie dass die Rückführung innerhalb der gesetzlichen Frist nicht 

erfolgen hätte können. Auch dies ist keine strittige Sachverhaltsdarstellung, sondern eine 

gesetzliche Frist, welche aus der Aktenvorlage zu berechnen ist. Daraus hat sich eindeutig 

ergeben, dass die Frist – entgegen den Angaben des BF und der Rechtsvertretung – noch 

offen ist. Das Absehen von der mündlichen Verhandlung ist somit auch EMRK konform.  

3.4. Zu Spruchpunkt B. (Unzulässigkeit der Revision): 
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Gemäß § 25a Abs. 1 des Verwaltungsgerichtshofgesetzes 1985 (VwGG), BGBl. Nr. 10/1985 

idgF, hat das Verwaltungsgericht im Spruch seines Erkenntnisses oder Beschlusses 

auszusprechen, ob die Revision gemäß Art. 133 Abs. 4 B-VG zulässig ist. Der Ausspruch ist 

kurz zu begründen. 

Die Revision gegen die gegenständliche Entscheidung ist gemäß Art. 133 Abs. 4 B-VG nicht 

zulässig, weil die Entscheidung nicht von der Lösung einer Rechtsfrage abhängt, der 

grundsätzliche Bedeutung zukommt. Weder weicht die gegenständliche Entscheidung von 

der bisherigen Rechtsprechung des Verwaltungsgerichtshofes ab, noch fehlt es an einer 

Rechtsprechung; weiters ist die vorliegende Rechtsprechung des Verwaltungsgerichtshofes 

auch nicht als uneinheitlich zu beurteilen. Auch liegen keine sonstigen Hinweise auf eine 

grundsätzliche Bedeutung der zu lösenden Rechtsfrage vor. Konkrete Rechtsfragen 

grundsätzlicher Bedeutung sind weder in der gegenständlichen Beschwerde vorgebracht 

worden noch im Verfahren vor dem BVwG hervorgekommen. 

Dies gilt insbesondere vor dem Hintergrund der einschlägigen Erkenntnisse des VwGH vom 

19.02.2015, Zl. Ro 2013/21/0075, vom 23.04.2015, Zl. Ro 2014/21/0077, und vom 

19.05.2015, Zl. Ro 2014/21/0071, sowie auch der die Schubhaft betreffenden Erkenntnisse 

des VfGH vom 12.03.2015, G 151/2014 ua., und E 4/2014. 


